
Ausfertigung 

Mandant hat Abschrift ------------\ Eingegangen 
o 9 JAN. 2016 

BE?I ULETILOVIC 
RECHTSANWALT 

Landgericht Berlin 
Im Namen des Volkes 

Teilurteil 

Geschäftsnummer: ~6::.:7~S:::.._:4..::.02=/-:-,-1..::.5-:- __ -:-:-_ 
22c C 84/15 Amtsgericht 
Wedding 

verkündet am : 07.01.2016 
_ Justizobersekretärin 

In dem Rechtsstreit 

- Prozessbevollmächtigter: 
Rechtsanwalt Bepi Uletilovic, 
Wulffstraße 14, 12165 Berlin,- 

gegen 

• ~ I •• 

Beklagten und Berufungsklägerin, 

Klägerin und Berufungsbeklagte, 

hat die Zivilkammer 67 des Landgerichts Berlin in Berlin - Mitte, Littenstraße 12-17, 10179 Berlin, 

im schriftlichen Verfahren, bei dem Schriftsätze bis zum 28. Dezember 2015 eingereicht werden 

konnten, durch den Vorsitzenden Richter am Landgericht _ die Richterin am Landgericht 

_und den Richter am Landgericht. 
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für Recht erkannt: 

Das am 23. November 2015 verkündete Urteil des Amtsgerichts Wedding - 22c C 84/15 - 
wird hinsichtlich der vorläufigen Vollstreckbarkeit (Nr. 5 des Tenors) wie folgt geändert: 

Das Urteil des Amtsgerichts ist für die Klägerin hinsichtlich der Hauptsache 

(Duldung der Modernisierung) gegen Sicherheitsleistung in Höhe von 3.000 € vor­ 
läufig vollstreckbar, hinsichtlich der Kosten gegen Sicherheitsleistung in Höhe des 

jeweils zu vollstreckenden Betrags zuzüglich 10%. 

Gründe: 

I. 

Von der Darstellung des Tatbestandes wird gemäß § 540 Abs. 2, § 313a Abs. 1 Satz 1 ZPO i.V.m. 

§ 26 Nr. 8 EGZPO abgesehen. 

11. 

1) Die Berufung ist zulässig. 
Die Berufung ist gemäß § 511 Abs. 1 ZPO statthaft, und die gemäß § 511 Abs. 2 Nr. 1 ZPO erfor­ 
derliche Mindestbeschwer ist erreicht. Die Form- und Fristvorschriften der § 517, § 519 ZPO sind 
erfüllt. Die Berufungsbegründungsfrist läuft noch bis zum 27. Januar 2016. 

2) Soweit vorab nach § 718 ZPO über die Entscheidung des Amtsgerichts zur vorläufigen Voll­ 
streckbarkeit zu entscheiden war, hat die Kammer - mit Zustimmung der Parteien - gemäß § 128 
Abs. 2 ZPO das schriftliche Verfahren angeordnet. 

Mit dem Urteil vom 23. November 2015 hat das Amtsgericht die Beklagte zur Duldung verschiede­ 
ner Modernisierungsmaßnahmen verurteilt. Das Amtsgericht hat in Nr. 5) des Tenors nach § 708 
Nr. 11, § 711 ZPO entschieden: 
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,,5) Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar. Die Beklagte kann die Vollstreckung gegen Sicherheitsleistung 
in Höhe des beizutreibenden Betrags zuzüglich 10% abwenden, wenn nicht die Klägerin vor der Voll­ 

streckung Sicherheit in derselben Höhe leistet." 

Diese Entscheidung war gemäß § 718 Abs. 1 ZPO zur Hauptsache nach § 709 Satz 1 ZPO zu 

ändern. 

§ 708 Nr. 11 ZPO war hier schon deshalb nicht anzuwenden, weil der Gegenstand der Verurtei­ 
lung in der Hauptsache über 1.250,00 € gelegen hat. Die Anteile der auf die tenorierten Maßnah­ 
men entfallenden Modernisierungsmieterhöhungen addieren sich auf (63,88 € + 70,37 € + 36,35 € 

+ 14,18 € =) 184,78 €. Der sich danach ergebende und für die Bemessung des Gegenstandes der 
Verurteilung gemäß § 3 ZPO zumindest heranzuziehende Jahresbetrag der angekündigten Miet­ 
erhöhung überschreitet jedoch den für die Anwendung des § 708 Nr. 11 ZPO maßgeblichen 
Grenzwert von 1.250,00 €. 

Entgegen der Ansicht der Klägerin ist § 708 Nr. 7 ZPO nicht anzuwenden. Dieser betrifft die Räu­ 

mung und Herausgabe bzw. die Überlassung oder Benutzung der Mietsache, nicht aber jede son­ 
stige mietrechtliche Streitigkeit (vgl. Lackmann, in: MusielakNoit, ZPO, 12. Aufl. 2015, § 708 Rz. 

7) - und damit auch nicht die Duldung von Modernisierungsmaßnahmen. Da es sich weiterhin nicht 

um eine Geldforderung LS.d. § 709 Satz 2 ZPO handelte, war eine Sicherheit konkret (nach § 108 
ZPO) zu beziffern. Die Kammer hat sich hierbei am vorgenannten Wert der Hauptsache, soweit 
verurteilt, orientiert. 

Hinsichtlich der den erstinstanzlichen Kostentenor betreffenden vorläufigen Vollstreckbarkeit hat 
die Kammer von der Möglichkeit zur Tenorierung nach § 709 Satz 2 ZPO Gebrauch gemacht. 

- - 
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Mandant hat ;\b::;chrHt Ausfertigung 

Eingegangen 
o 9 JAN. 2016 

BEPI ULETILOVIC 
RECHTSAN\iVALT 

Landgericht Berlin 

Beschluss 
Geschäftsnummer: 67 S 402j15 

22c C 84/15 Amtsgericht Wedding 
07.01.2016 

In dem Rechtsstreit 

Beklagten und Berufungsklägerin, 
- Prozessbevollmächtigter: 
Rechtsanwalt Bepi Uletilovic, 
Wulffstraße 14, 12165 Berlin,- 

gegen 

Klägerin und Berufungsbeklagte, 

hat die Zivilkammer 67 des Landgerichts Berlin am 07. Januar 2016 durch den Vorsitzenden 

Richter am Landgericht _ die Richterin am Landgericht_und den Richter am Landge­ 

rich~beschlossen: 

Die Zwangsvollstreckung aus dem am 23. November 2015 verkündeten Urteil des Amts­ 
gerichts Wedding - 22c C 84/15 - wird einstweilen ohne Sicherheitsleistung bis zum Ab­ 
lauf der Berufungsbegründungsfrist am 27. Januar 2016 eingestellt. Im Übrigen wird der 
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Antrag auf einstweilige Einstellung der Zwangsvollstreckung als derzeit unbegründet zu­ 

rückgewiesen. 

Gründe 

Die einstweilige Einstellung der Zwangsvollstreckung beruht auf § 719, § 707 ZPO. Die Einstellung 

der Zwangsvollstreckung hatte hier ohne Prüfung der Erfolgsaussichten der Berufung (hierzu: 

Zöller/Herget, ZPO, 31. Auf!., § 719, Rn. 3) zu erfolgen, da der Beklagten noch Gelegenheit gege­ 

ben werden muss, die Berufung binnen der gesetzlichen Frist (§ 520 Abs. 2 ZPO) zu begründen. 

Erst nach der Bergründung kann eine Beurteilung der Erfolgsaussichten erfolgen (hierzu: Kam- 
.""'_. 

mergericht, Beschluss vom 28. Februar 2008 -12 U 25/08 -, NJW-RR 2008, 1021). 

Die Einstellung der Zwangsvollstreckung hatte ohne Sicherheitsleistung zu erfolgen, da die Be­ 

klagte nach den von ihr eingereichten Unterlagen wirtschaftlich nicht zur Leistung einer Sicherheit 

in der Lage ist. Der Beklagten kann insbesondere nicht entgegengehalten werden, ihre Kinder 

hätten in einem anderen Rechtsstreit einen Vergleichsbetrag von 7.500 € erhalten. Nach dem dor­ 

tigen Vergleich handelt es sich um eine Entschädigung für die Nachteile eines Umzugs. Es ist 

nicht ersichtlich, dass davon nennenswerte Beträge übrig sind, abgesehen von der Frage, ob die 

Kinder rechtlich verpflichtet wären, etwaige Teile an die Beklagte abzugeben. 

Die Zwangsvollstreckung wäre für die Beklagte eine unzumutbare Härte. Dabei ist insbesondere 

zu berücksichtigen, dass schon für einen körperlich nicht beeinträchtigten Mieter die Durchführung 

von Modernisierungsmaßnahmen im Winter - bei den derzeit deutlich unter Null liegenden Au­ 

ßentemperaturen - eine erhebliche Belastung darstellt. Hier sollen u.a. die Fenster ausgetauscht 

werden. Mit der Vollstreckung würden vollendete Tatsachen geschaffen. Die Beeinträchtigungen 

insbesondere aufgrund der Jahreszeit ließen sich nicht wieder ausgleichen. Dagegen ist ein über­ 

wiegendes interesse der Klägerin, die Modernisierungsmaßnahmen jetzt im Winter unbedingt 

durchzuführen nicht ersichtlich. Etwaige Verzögerungen sind wegen des bevorstehenden Ablaufs 

der Berufungsbegründungsfrist gering. Die Klägerin kann auch nicht geltend machen, die Beklagte 

habe das derzeit vorhandene Bad unsachgemäß eingebaut. Die Klage ist auf Modernisierung - 

WOhnwertverbesserung - und nicht auf Instandsetzung gestützt. Ein Anspruch auf Räumung und. 

Herausgabe (nach der von der Klägerin mitgeteilten Kündigung) ist hier nicht streitgegenständlich. 

Der weitergehende Antrag auf Einstellung der Zwangsvollstreckung bis zur Entscheidung über die 

Berufung war derzeit zurückzuweisen, da nach Ablauf der Berufungsbegründungsfrist die Erfolgs­ 

aussichten zu berücksichtigen sind. 

Die Entscheidung ist unabhänqiq davon, ob der Antrag der Beklagten nach § 718 ZPO Erfolg hat. 

Es wird darauf hingewiesen, dass der Beschluss abgeändert werden kann (Zöller/Herget, ZPO, 

31. Auf!., § 707, Rn. 22+ 18). 
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